
nem Minister unterstellen möchte, daß er absichtlich diese Din­
ge hat durchgehen lassen, bleibt mir tatsächlich keine andere 
Schlußfolgerung, als daß dieser Mann mit dieser großen Aufga­
be überfordert worden ist und daß er sich eine suchen soll, die 
seinen Fälligkeiten angemessen ist.

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Es gibt ja durchaus andere Einsatzbereiche. Ich könnte ihn 
mir durchaus vorstellen als Bürgermeister von Zeuthen, falls ihn 
die Bürger dort wählen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Aussprache. Es lie­
gen 2 Wortmeldungen vor - von der SPD und von der DSU. Dar­
über hinaus hat der Minister des Innern um das Wort gebeten. 
Ich würde zunächst darum bitten, daß wir in der Reihenfolge 
verfahren. Der Ministerpräsident auch - völlig klar. Ich würde 
vorschlagen, wir verfahren in folgender Reihenfolge: Fraktion 
SPD, DSU, dann der Innenminister, dann der Ministerpräsident. 
Ich bitte den Abgeordneten Möller von der Fraktion der SPD, das 
Wort zu nehmen.

Möller (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Komitee zur 
Auflösung des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit 
wurde durch Ministerratsbeschluß vom 16.5.1990 dem Innenmi­
nister unterstellt. Zu den Aufgaben dieses Komitees gehört es, 
die Mitarbeiter des ehemaligen Ministeriums für Staatssicher­
heit zu entlassen bzw. Renten- oder Mutterschaftsgeldansprü­
che ehemaliger Mitarbeiter zu bearbeiten. Zu diesem Zweck hat 
das Komitee Zugang zu den Lohnabrechnungen des ehemaligen 
Ministeriums. Auf Grund dieser Lohnabrechnungen ist zwei­
felsfrei und eindeutig feststellbar, wer Offizier im besonderen 
Einsatz war. Mit diesen Lohnabrechnungen ist auch von dem 
Staatlichen Komitee gearbeitet worden.

So ist die Behauptung, Herrn Diestels Behörde hätte keine 
Möglichkeit, die Namen der Offiziere im besonderen Einsatz zu 
erfahren, eine Unwahrheit. Als der Sonderausschuß, der die Auf­
lösung kontrollieren und nicht selbst vornehmen soll, um diese 
Problematik zu kontrollieren, sich dieses Problems der Offiziere 
im besonderen Einsatz angenommen hat, hat er Einsicht in be­
reits vom Staatlichen Komitee erstellte Listen genommen.

(Sehr richtig! vom Bündnis 90/Grüne)

J Entweder hätte es diese Listen nie geben dürfen. Genau die­
sen Anschein will Herr Diestel heute erwecken. Dann ist es aber 
ein unerhörter Vorgang, daß derartiges erstellt worden ist von 
einer Behörde des Innenministeriums, und der Innenminister 
ist nicht weiter tragbar.

(Vereinzelt Beifall)

Oder - wie wir meinen - das Komitee war berechtigt und ver­
pflichtet, alle - ich betone: alle - hauptamtlichen Mitarbeiter - 
und solche waren diese Offiziere im besonderen Einsatz - des 
Ministeriums zu entlassen. Dann ist es eine, gelinde gesagt, Un- 
erhörtheit, daß mit stillschweigender Duldung des Ministers sol­
che Offiziere der Staatssicherheit weiter verdeckt arbeiten durf­
ten.

Aber ich will auf einen zweiten, genauso wichtigen Punkt 
eingehen. Der Neuanfang in diesem Land, der Einzug des 
Rechtsstaates in die muffigen Amtsstuben der SED-Behörden 
erfordern auch einen personellen Neuanfang. Hier, auf diesem 
Feld, ist das schlimmste Versagen des Ministers festzustellen. 
Verantwortliche für Organisation von Mauermord und politi­
sche Polizei haben lediglich die Plätze getauscht. Und damit ist 
dem Ansehen der Polizei schwerster Schaden zugefügt wor­
den.

Es ist jedem Laien klar, daß die sogenannte Abteilung K1 der 
Polizei des Ministeriums des Innern von der Staatssicherheit 
entweder in Personalunion geführt worden ist oder zumindest, 
daß es eine ganz enge Kooperation gegeben hat. Es ist weiter 
klar, daß Observations- und Spitzelgruppen der Kl politische 
Aufgaben wahrgenommen haben.

Entweder ist der Minister zu naiv und gutgläubig für sein Amt, 
oder er nimmt bewußt in Kauf, daß die Schreibtischtäter von ge­
stern heute weiter an den Schreibtischen sitzen.

(Beifall bei SPD und DSU)

Allein die Tatsache, daß ein Offizier aus der Kaderabteilung 
der politischen Polizei, sogar unabhängig davon, ob dem Mini­
ster bekannt war, daß dieser Offizier gleichzeitig Offizier der 
Staatssicherheit war, allein die Tatsache, daß ein solcher Offizier 
der Kaderabteilung oder der K1 jetzt Quellenschützer der Stasi- 
Akten geworden ist und damit gleichzeitig die Kontrolle

(Ungeheuerlich! vom Bündnis 90/Grüne)

über den Zugang zu den Akten der Staatssicherheit wesentlich 
mitbestimmt hat, allein das ist Rücktrittsgrund genug.

Den Deutschen wurde nach dem 2. Weltkrieg eine gewisse Er­
neuerung von den Alliierten abgenommen. Wenn Deutsche jetzt 
in diesem Land die Chance haben, sich aus Willkür, Unrecht, 
Verfolgung, Enteignung zu erneuern, dann muß diese Chance 
genutzt werden.

Herr Diestel hat das Gegenteil getan. Er hat verschleiert, er hat 
sich ahnungslos gestellt, er hat Tatsachen verdreht. So ist zum 
Beispiel die Behauptung, daß uns Listen übergeben worden 
sind, Disketten übergeben worden sind, eine Verdrehung der 
Tatsache, daß auf diesen Disketten lediglich 89 Namen enthalten 
waren. Und Sie wollen doch nicht im Emst der Öffentlichkeit 
weismachen, daß es nur 89 Offiziere im besonderen Einsatz ge­
geben hat. Diese 89 Namen haben außerdem alle in einem be­
stimmten Bereich, damals von der SPD geführt, gearbeitet.

(Aha-Rufe und Heiterkeit)

Wenn wir in Würde und Anstand ein gemeinsames, ein frei­
heitliches Deutschland am 3. Oktober bilden werden, dann kann 
das nur ohne einen Innenminister Diestel, der sich schon lange 
nicht mehr von seinen Altkadern unterscheidet, der gewisser­
maßen selbst zur Altlast geworden ist, geschehen.

(Beifall bei SPD und DSU)

Die Achtung und das Ansehen, das sich die Menschen in der 
DDR, egal ob in DSU, Bürgerbewegung, SPD oder auch in ehe­
maliger Blockpartei, durch die Abschüttelung des totalitären 
kommunistischen Unrechtsregimes in Europa erworben haben 
- wer hätte das denn vorher uns in der DDR zugetraut - dieses 
Ansehen darf nicht von einem Innenminister verspielt werden.

(Beifall bei SPD und DSU)

Die SPD fordert den Ministerpräsidenten auf, Herrn Diestel 
unverzüglich der Volkskammer zur Entlassung vorzuschlagen.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Als nächster spricht für die Fraktion der DSU Abgeordneter 
Anys.

Anys (DSU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Haltung der 
DSU zu dieser Frage ist bekannt. Deshalb sind eigentlich längere 
Ausführungen überflüssig.
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